
 

1 

Wochendienst Nr. 26 
 vom 29. Juni 2012 
Auswahl aus den Mitteilungen der vergangenen Woche Redaktion: Katja Richardt 
Alle Ausgaben des Wochendienstes finden Sie im Internet unter: 
www.hamburg.de/wochendienst  

 

 

Bund 

898. Sitzung des Bundesrates ............................................................................................................... 2 

Gesundheit 

 Mehrheit der Länder für Hamburger Vorschlag zur Abschaffung der Praxisgebühr................................ 5 

Inneres 

120 statt 90 Tage pro Jahr jobben: Bessere Nebenverdienstmöglichkeiten für internationale 
Studierende ........................................................................................................................................... 7 

Justiz 

Gerichtsinterne Mediation wird dauerhaft gesetzlich abgesichert........................................................... 9 

Hamburgs Justizsenatorin Schiedek begrüßt Verabschiedung des Mediationsgesetzes ......................10 

Schule, Jugend und Berufsbildung 

8.211 Schülerinnen und Schüler bestehen das Abitur – 111 davon mit der Traumnote 1,0 ..................12 

Umwelt 

Ein Jahr Weltnaturerbe Hamburgisches Wattenmeer ...........................................................................14 

Wissenschaft und Forschung 

Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt besucht Forschungsschiff „MS Wissenschaft 2012“ 15 

Bürgermeister Olaf Scholz und Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt gratulieren Hamburger 
Exzellenzclustern .................................................................................................................................16 

Wirtschaft und Hafen 

Elektronisches Hafengeld in Hamburg ..................................................................................................18 
 

http://www.hamburg.de/wochendienst


 

2 

28.6.2012/br28 

 

An der 898. Sitzung des Bundesrates am 29. Juni 2012 nehmen 

Erster Bürgermeister Olaf Scholz, Senator Michael Neumann und 

Staatsrat Wolfgang Schmidt teil 
Die Tagesordnung umfasst 5 Punkte. 

 

Der Bundesrat kommt am 29. Juni zu einer zweigeteilten Sitzung zusammen: um 11 und am Abend 

nochmals um 21 Uhr. Neben der Beschlussfassung über den Euro-Rettungsschirm (ESM) und den 

sog. Fiskalpakt sowie zur Besteuerung von Sportwetten werden die Gesetzesvorlagen behandelt, zu 

denen am Mittwoch eine Einigung im Vermittlungsausschuss erzielt wurde. 

 

Abstimmung über Euro-Rettungsschirm und Fiskalpakt  

In der Abendsitzung wird der Bundesrat über den Fiskalpakt (Europäische Schuldenbremse) und den 

Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) als zwei zentrale Regelwerke zur Stabilisierung der 

Währungsunion abstimmen. Da zuvor eine Beschlussfassung im Bundestag erfolgen muss, kommt der 

Bundesrat zu diesem ungewöhnlichen Zeitpunkt zusammen. Für beide Gesetzgebungspakete - ESM 

und Fiskalpakt - ist eine Zweidrittelmehrheit sowohl im Bundestag als auch im Bundesrat erforderlich. 

Das ESM-Gesetzgebungspaket dient der Ratifikation des am 2.2.2012 unterzeichneten Vertrages zur 

Einrichtung des ESM. Dieser dauerhafte Euro-Rettungsschirm soll mittelfristig die Aufgaben der im 

Jahr 2010 geschaffenen temporären Rettungsschirme übernehmen. Er ist mit einem Stammkapital von 

700 Mrd. Euro ausgestattet, das aus 80 Milliarden Euro eingezahltem Kapital und 620 Milliarden Euro 

abrufbarem Kapital besteht. Deutschland wird sich mit 21,7 Milliarden Euro am einzuzahlenden Kapital 

und 168,3 Milliarden Euro am abrufbaren Kapital beteiligen. Der am 2.3.2012 vereinbarte Fiskalpakt ist 

ein Vertrag zwischen allen EU-Mitgliedstaaten mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs von 

Großbritannien und Nordirland und der Republik Tschechien, der die Unterzeichnerländer zur 

Befolgung strikter Haushaltsdisziplin verpflichtet. Die Vertragsstaaten müssen insbesondere binnen 

eines Jahres nach Inkrafttreten des Fiskalpakts Schuldenbremsen in nationales Recht verankern, die 

zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte führen sollen. Das jährliche strukturelle Haushaltsdefizit 

darf künftig grundsätzlich 0,5% des Bruttoninlandsprodukts nicht überschreiten.  

Der Bundesrat wird zum Fiskalpakt eine Erklärung (sog. Entschließung) verabschieden, die die 

Eckpunkte der innerstaatlichen Umsetzung der neuen Vorgaben des Fiskalpakts betrifft. Diese 

Eckpunkte sind Ergebnis der Verhandlungen zwischen den Ländern und der Bundesregierung, so dass 

eine gerechte Lastenverteilung beim Fiskalpakt zwischen dem Bund und den Ländern erzielt werden 

konnte. An diesen Verhandlungen war der Erste Bürgermeister Olaf Scholz im Auftrag der Länder 

beteiligt. In der Entschließung wird insbesondere betont, dass die Haushaltsautonomie der Länder 

durch die Europäische Schuldenbremse nicht beeinträchtigt wird. Darüber hinaus sollen ab 2013 im 

Rahmen eines „intelligenten Schuldenmanagements“ bei der Kreditaufnahme gemeinsame Bund-

Länder-Anleihen (Huckepackverfahren) ausgegeben werden.  

Der Bundesrat stimmt zudem über einen von Hamburg mitgetragenen Antrag zu den 

Beteiligungsrechten des Bundesrates beim Euro-Rettungsschirm ab. Er weist in diesem Antrag auf 

seine besonderen Informations- und Mitwirkungsrechte im Zusammenhang mit dem ESM hin und 

erwartet von der Bundesregierung, dass diese präzisiert werden. 

 

Zu diesem TOP wird der Erste Bürgermeister Olaf Scholz im Bundesrat eine Rede halten. 
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Gesetz zur Änderung des Rechtsrahmens für Strom aus solarer Strahlungsenergie und zu 

weiteren Änderungen im Recht der erneuerbaren Energien 

Am 11. Mai 2012 hat der Bundesrat mit der Stimme Hamburgs beschlossen den 

Vermittlungsausschuss mit dem Ziel der grundlegenden Überarbeitung des Gesetzes anzurufen. Im 

Vermittlungsverfahren am 27. Juni 2012 wurde die Vorlage der Bundesregierung den Wünschen der 

Länder angepasst. So wird u.a eine neue Vergütungsklasse von 10 bis 40kW (ca. die Dachfläche eines 

Mehrfamilienhauses) für Solaranlagen eingeführt, erstmalig das Ausbauziel von 52 GW PV-Strom bis 

2020 im Gesetz aufgeführt und der jährliche Ausbaukorridor bei 2,5 bis 3,5 GW festgelegt. Gleichzeitig 

sind die vom Bundestag beschlossen Einmalabsenkungen der Vergütungssätze ebenso wie 

Verstetigung der Degression bestätigt worden. Mit dem Erreichen des Ausbauziels soll die Förderung 

durch das EEG entfallen. Der Einspeisevorrang für Erneuerbare Energie bleibt jedoch auch dann 

erhalten. Weitere beschlossene Regelungen umfassen das Marktintegrationsmodell, 

Freiflächenanlagen und Maßnahmen, um die EEG-Umlage zu entlasten. Ergänzend wird die 

Bundesregierung in einer Protokollerklärung vor dem Bundesrat erklären, dass noch in diesem Jahr ein 

Förderprogramm für dezentrale Speicher aufgelegt und die Mittel für Forschung für regenerative 

Energieversorgungssysteme und anwendungsnahe PV-Systemlösungen substanziell erhöht werden. 

 

Einigung zum Mediationsgesetz 

Die Vertreter von Bund und Ländern haben am 27. Juni 2012 im Vermittlungsausschuss ebenfalls eine 

Einigung über das Mediationsgesetz erzielt, die nun abschließend im Bundesrat beraten wird. Das vom 

Deutschen Bundestag ursprünglich einstimmig beschlossene "Gesetz zur Förderung der Mediation und 

anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung" hätte die an Gerichten durchgeführten 

Mediationsverfahren nur noch für eine Übergangszeit erlaubt. Damit wäre den Gerichten eine wichtige 

Möglichkeit zur einvernehmlichen Streitbeilegung genommen worden. Der Bundesrat hatte daher auf 

Antrag Hamburgs im Februar 2012 den Vermittlungsausschuss angerufen. In Hamburg wird die 

gerichtliche Mediation seit mehreren Jahren als freiwilliges Verfahren angeboten. Der Rechtsstreit wird 

auf Wunsch der Parteien an Richterinnen und Richter mit einer speziellen Mediationsausbildung 

überwiesen. Im Jahr 2011 war dies in 290 Verfahren an Hamburger Gerichten der Fall. Die 

Erfolgsquote lag beim Amtsgericht Hamburg bei 80%. Mit der nun erzielten Einigung kann in Hamburg 

auch diese gerichtsinterne Mediation fortgeführt werden. Mit dem erfolgreichen Abschluss des 

Vermittlungsverfahrens wird die EU-Mediationsrichtlinie in deutsches Recht umgesetzt – die 

Umsetzungsfrist war bereits am 20. Mai 2011 abgelaufen.  

 

Einigung zwischen Bund und Ländern zur Abscheidung und Speicherung von Kohlendioxid 

Nachdem der Bundesrat das Gesetz zu Abscheidung, Transport und Speicherung von Kohlendioxid im 

September 2011 abgelehnt und die Bundesregierung einen Monat später den Vermittlungsausschuss 

angerufen hatte, konnten sich Bund und Länder auch hierzu am Mittwoch auf einen Kompromiss 

einigen, der dem Bundesrat nun zur abschließenden Beratung vorliegt. Mit dem CCS-Gesetz wird die 

von der EU geforderte, rechtliche Grundlage für die Abscheidung und Speicherung von CO2 

geschaffen (CCS steht für „Carbon Dioxide Capture and Storage“). Damit wendet Deutschland nicht 

nur ein Vertragsverletzungsverfahren der EU ab, sondern schafft auch die Voraussetzung, dass die 

CCS-Technologie in einem genau abgesteckten Rahmen weiter erprobt werden kann. Die CCS-

Technik kann dabei helfen, die nationalen Ziele zur Verminderung der CO2-Emission und zur 

Begrenzung des globalen Klimawandels zu erreichen. Das Augenmerk liegt dabei sowohl auf dem 

Einsatz von CCS im industriellen Bereich, beispielsweise in der Grundstoffindustrie, als auch beim 

Einsatz von CCS-Technologie in Großkraftwerken. Da sich die CCS-Technologie noch im 

Entwicklungsstadium befindet, ist eine intensive Prüfung der wirtschaftlichen und technischen 

Machbarkeit sowie der Unbedenklichkeit für die menschliche Gesundheit und die Umwelt erforderlich. 

Bei der Erkundung des Untergrundes, der Erprobung und Demonstration der CCS-Technologien muss 
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daher die Sicherheit der Bevölkerung oberste Priorität haben. Der im Vermittlungsausschuss 

gefundene Kompromiss beinhaltet zwei wesentliche Punkte: Zum einen wurden die 

Mengenbegrenzungen für Speichermengen deutlich reduziert. Waren bisher 3 Mio. t CO2 pro CO2-

Speicher vorgesehen und 8 Mio. t für das gesamte Bundesgebiet, so sind es jetzt nur noch 1,3 Mio. t 

und 4 Mio. t. Das vorliegende Gesetz setzt damit den von Hamburg geforderten klaren Rahmen für die 

Demonstration und Anwendung der Abscheidungs- und Transporttechnologien sowie für die 

Demonstration der dauerhaften Speicherung in wenigen kleineren bis mittleren Kohlendioxidspeichern. 

Eine großtechnische Nutzung ist durch die vereinbarte Begrenzung der Höchstspeichermengen 

allerdings auch möglich. Offen gehalten wird mit dem Gesetz die für Hamburg und Deutschland 

interessante Option der Offshore-Speicherung. Zum anderen wurde die sogenannte Länderklausel 

überarbeitet. Diese hatte es den Ländern im ursprünglichen Gesetz ermöglicht, CCS-Speicher auf 

ihrem Landesgebiet ohne besondere Begründung oder Abwägung per Landesgesetz auszuschließen. 

Nach der neuen Fassung muss der Festlegung von möglichen Speicherstätten – oder ihrem Verbot – 

eine klare, objektivierbare Interessenabwägung zugrunde liegen, in die auch die Möglichkeit anderer 

Nutzungsarten potenzieller Speicherstätten, die geologischen Besonderheiten der Gebiete und andere 

öffentliche Interessen einzufließen haben. Hamburg begrüßt, dass nach dem zähen 

Verhandlungsprozess mit dem vorliegenden Gesetz nunmehr eine tragfähige Grundlage für die weitere 

Erforschung und Erprobung der CCS-Technologie vorliegt. Damit wird es möglich, die ökologischen 

und ökonomischen Chancen, die sich aus der Abscheidung und Speicherung von CO2 ergeben, in der 

Praxis auszuloten und gegebenenfalls künftig zu nutzen.  

 

Besteuerung von Sportwetten 

Dieses Gesetz flankiert den Länderstaatsvertrag zum Glückspiel und strebt an, das Steuerrecht für 

Sportwetten zu öffnen. Daneben sollen noch einige Regelungen im Rennwett- und Lotteriegesetz 

geändert werden. Bisher gab es eine Besteuerungslücke bei großen Teilen der Internet-Sportwetten, 

die geschlossen werden soll. Im Rahmen eines Experimentiermodells soll eine begrenzte Anzahl von 

Konzessionen erteilt werden. Nach der Beschlussfassung werden Hamburg und 12 andere Länder bis 

zum 1. Juli 2012 diesen neuen Glückspielstaatsvertrag in Landesrecht umsetzen.  

 

 

 

 

 

 

 

Für Rückfragen: 

Sabine Spitzer 

Freie und Hansestadt Hamburg, Vertretung beim Bund 

Tel. 0 30 – 2 06 46-109 

www.hamburg.de/landesvertretung 

 

http://www.hamburg.de/landesvertretung
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28. Juni 2012/bgv28 

 Mehrheit der Länder für Hamburger Vorschlag zur  

Abschaffung der Praxisgebühr 
Jedoch Quorum für einen Beschluss der GMK nicht erreicht 
 
Gesundheitssenatorin Cornelia Prüfer-Storcks hat Hamburg am 27. und 28. Juni bei der 85. 

Gesundheitsministerkonferenz (GMK) in Saarbrücken vertreten. Neben dem Hamburger Antrag 

zur Abschaffung der Praxisgebühr standen u.a. die Sicherstellung der flächendeckenden 

gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung und die Umsetzung des Nationalen Krebsplans 

auf der Tagesordnung.  

Der Hamburger Antrag zur Abschaffung der Praxisgebühr wurde in Saarbrücken von elf 

Ländern unterstützt. Zu den Befürwortern zählten die Ministerien, die von SPD, Grünen und 

Linken geführt werden sowie das CDU-regierte Hessen. Trotz dieser Zwei-Drittel-Mehrheit wurde 

das notwendige Quorum von 13 Stimmen für einen offiziellen Beschluss aber nicht erreicht. 

„Die Gesundheitsminister sind sich weitestgehend einig, dass sich die Praxisgebühr in ihrer 

aktuellen Form als Steuerungsinstrument ärztlicher Inanspruchnahme nicht bewährt hat. Alleine 

dadurch, dass Bürokratie und das aufwändige nachträgliches Eintreiben ausstehender Beiträge 

wegfallen, würden bereits Kosten gespart. Es ist außerdem nicht nachvollziehbar, warum 

gerade chronisch kranke Menschen, die auf einen regelmäßigen Arztbesuch angewiesen sind, 

gesondert belastet werden“, so Gesundheitssenatorin Prüfer-Storcks. „Ich finde es deshalb 

bedauerlich, dass fünf CDU-regierte Länder sich nicht für die Abschaffung, sondern nur für eine 

andere Form der Praxisgebühr ausgesprochen haben. Eine solche Eintrittsgebühr zum Arzt 

kann ich nicht mittragen.“ 

Ziel der Praxisgebühr bei ihrer Einführung 2004 war es, einen spürbaren Beitrag zur finanziellen 

Konsolidierung der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) zu leisten und die Zahl der Ärztekontakte 

sowie das sogenannte „Ärztehopping“ einzugrenzen. Beides wurde offensichtlich nicht erreicht. 

Deutlich wird dies an der steigenden Zahl der Behandlungsfälle von insgesamt rd. 473 Millionen im 

Jahr 2004 auf 564 Millionen im Jahr 2009. Dies wird auch seitens der Bundesregierung mit dem 

Evaluationsbericht des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen bestätigt. Nach wie vor ist die Zahl 

der Arztkontakte pro Patient und Jahr im europäischen Vergleich überdurchschnittlich hoch. Hinzu 

kommt, dass die Praxisgebühr zu mehr Bürokratie in den Arztpraxen und bei den Krankenkassen 

geführt hat, auch beim Mahn- und Inkassoverfahren bei säumigen Zahlern. 

Von der GMK einstimmig beschlossen wurde hingegen ein Antrag zur Sicherstellung der 

flächendeckenden gesundheitlichen Versorgung. Mit dem GKV-Versorgungsstrukturgesetz wurde im 
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Hinblick auf die vertragsärztliche Versorgung bereits ein Schritt in die richtige Richtung getan. Aus 

Sicht Hamburgs bedarf es jedoch einer nationalen Strategie, um die Versorgung nachhaltig zu sichern 

und um für genügend Fachkräfte in Medizin und Pflege zu sorgen. „Wir brauchen regionale 

Steuerungsmöglichkeiten in den Ländern. Denn nur vor Ort ist eine eventuelle Fehlverteilung von 

Arztpraxen zu erkennen. Denn es nutzt uns wenig, wenn wir zwar insgesamt in Hamburg genug Haus- 

und Kinderärzte haben, diese aber in wenigen Stadtteilen geballt sind, während es in anderen zu 

wenige gibt“, so Senatorin Prüfer-Storcks. „Hier müssen wir die Möglichkeit haben vor Ort 

einzugreifen.“ Um die integrierte Versorgungsmodelle auszubauen, bei denen Krankenhäuser und 

niedergelassene Ärzte eng zusammen arbeiten, soll eine gezielte Innovationsförderung aus dem 

Gesundheitsfond erfolgen.  

Ein weiterer Tagesordnungspunkt des zweittägigen Treffens, der ebenfalls einstimmig beschlossen 

wurde, war die Zustimmung der GMK zum Nationalen Krebsplan. Besondere Bedeutung kommt dabei 

dem Auf- und Ausbau einer flächendeckenden Klinischen Krebsregistrierung und ihrer entsprechenden 

Verknüpfung mit der Epidemiologischen Krebsregistrierung unter einheitlichen Rahmenbedingungen 

zu. „Wir haben in Hamburg bereits ein hervorragendes epidemiologisches Krebsregister. Der Ausbau 

zu einem klinischen ist nur konsequent und schafft ein wesentliches Instrument zur besseren 

Versorgung krebskranker Menschen und zur Qualitätssicherung der onkologischen Versorgung. 

Deshalb ist in der Finanzierung auch die GKV einzubeziehen.“ Der Hamburger Senat hatte die 

Schaffung eines klinischen Krebsregisters bereits zum Regierungsantritt in sein Programm 

aufgenommen und arbeitet an der Umsetzung.  

Einstimmig beschlossen wurde auch ein Hamburger Antrag zur Schaffung eines attraktiven Berufsbilds 

für den Pflegeberuf. Damit soll sowohl auf die demografische Entwicklung reagiert werden, als auch 

den aktuellen und zukünftigen Anforderungen an eine qualifizierte Berufsausübung Rechnung getragen 

werden. „Eine generalistische Pflegeausbildung kann auf die Anforderungen an die Pflege in den 

verschiedenen Arbeitsfeldern, egal ob es um Alten- oder Krankenpflege geht, adäquat vorbereiten“, so 

Senatorin Prüfer-Storcks. „Damit haben wir die Chance sowohl eine bessere Versorgung wie auch eine 

größere Berufszufriedenheit der Pflegekräfte zu erreichen.“ 

Einmütig und nachdrücklich kritisiert wurden von den Gesundheitsministerinnen und – ministern der 

Länder die Pläne der Bundesregierung, die soziale Krankenversicherung dem Kartellrecht zu 

unterwerfen. „Das ist vollkommen kontraproduktiv für die gewünschte Zusammenarbeit der 

Krankenkassen für eine bessere Versorgung“, so Senatorin Prüfer-Storcks. 

Weitere Informationen sowie die offiziellen Papiere stehen demnächst im Internet unter 

http://www.gmkonline.de/ zur Verfügung. 

Rückfragen der Medien: 

Pressestelle der Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz 
Rico Schmidt; Tel.: 428 37-2332 

E-Mail: pressestelle@bgv.hamburg.de; Internet: www.hamburg.de/bgv 
 

http://www.gmkonline.de/
mailto:pressestelle@bgv.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bgv
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28. Juni 2012/bis28 

120 statt 90 Tage pro Jahr jobben: Bessere 

Nebenverdienstmöglichkeiten für internationale 

Studierende 

Im Juli: Sondertermine an Hochschulen zur Änderung der Arbeitserlaubnis 

Zum 1. August dürfen internationale Studierende 120 Tage bzw. 240 halbe Tage pro Jahr nebenher 

jobben. Bisher lag die Grenze bei 90 Tagen. Die Erweiterung der Arbeitserlaubnis ergibt sich aus dem 

Gesetz zur Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie.  

Für Hamburg hat die Behörde für Inneres und Sport mit den bezirklichen Ausländerdienststellen eine 

Regelung im Vorgriff vereinbart, um die internationalen Studierenden noch vor Anbruch der 

Semesterferien möglichst schnell und unbürokratisch zu ihrem neuen Recht kommen zu lassen. 

Ausländische Studierende, deren Aufenthaltserlaubnis noch länger gilt und die lediglich die 

Erweiterung der Arbeitserlaubnis beantragen wollen, erhalten die Änderung per Stempelabdruck nebst 

Dienstsiegel und Unterschrift bescheinigt.  

Als besonderen Service bieten die Ausländerdienststellen die folgenden vier Sondertermine an 

hamburgischen Hochschulen an:  

 

Mittwoch, 

4.7.2012 

Technische Universität 

Harburg 

Gebäude N 

Eißendorfer Straße 40, 

Raum 0.003 im 

Erdgeschoss 

Mittwoch, 

11.7.2012 

Universität Hamburg, 

International Office 

Rothenbaumchaussee 36, 

Raum 8 im Erdgeschoss 

Mittwoch, 

18.7.2012 

Hochschule für Angewandte 

Wissenschaften 

Studierendenzentrum, 

Flügelbau 

Stiftstraße 69 

Raum 403, 4. 

Obergeschoss 

Mittwoch, 

25.7.2012 

Universität Hamburg, 

International Office 

Rothenbaumchaussee 36, 

Raum 8 im Erdgeschoss 

 

Jeweils zwischen 9 und 12 Uhr bzw. zwischen 13 und 15 Uhr werden dort Bedienstete der 

Ausländerabteilungen die neuen Arbeitserlaubnisse erteilen. 
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Diese Regelung gilt allerdings nur für ausländische Studierende mit einer Aufenthaltserlaubnis oder 

einer Freizügigkeitsbescheinigung, die bereits von einer Hamburger Behörde ausgestellt wurde – also 

nicht bei Studierenden, die außerhalb Hamburgs wohnen oder gerade erst zugezogen sind. Auch 

können bei diesen Terminen keine sonstigen ausländerbehördlichen Anliegen bearbeitet werden. Wer 

keinen dieser Termine an den Hochschulen wahrnehmen kann, kann sich die erweiterte 

Arbeitserlaubnis auch bei der Ausländerabteilung des zuständigen Bezirksamtes erteilen lassen. 

Weitere Informationen im Internet: 

http://welcome.hamburg.de/karriere5454545/3458672/arbeitserlaubnis-fuer-hochqualifizierte-in-

ausbildung.html  

 

 

 

 

 

Rückfragen: 

Behörde für Inneres und Sport, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Frank Reschreiter, Tel. 040 – 42839-2673 

E-Mail: pressestelle@bis.hamburg.de Internet: www.hamburg.de/innenbehoerde 

 

http://welcome.hamburg.de/karriere5454545/3458672/arbeitserlaubnis-fuer-hochqualifizierte-in-ausbildung.html
http://welcome.hamburg.de/karriere5454545/3458672/arbeitserlaubnis-fuer-hochqualifizierte-in-ausbildung.html
mailto:pressestelle@bis.hamburg.de
http://www.hamburg.de/innenbehoerde
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26. Juni 2012/bjg26 

 

Gerichtsinterne Mediation wird dauerhaft gesetzlich abgesichert 

Erfolg für die Länder im Vermittlungsverfahren zum Mediationsgesetz 

 

Die gerichtliche Mediation wird in den Prozessordnungen künftig ausdrücklich geregelt. Darauf haben 

sich Vertreter von Bund und Ländern gestern Abend in Berlin geeinigt. Der Staatsrat der Hamburger 

Behörde für Justiz und Gleichstellung Dr. Ralf Kleindiek: „Ich freue mich, dass uns bei den 

Verhandlungen im Vermittlungsverfahren ein Durchbruch gelungen ist. Es hat sich ausgezahlt, dass wir 

in der Sache hart verhandelt haben. Mit der nun erzielten Einigung wird die erfolgreiche gerichtliche 

Mediation auch in Hamburg dauerhaft gesichert. Das stärkt die einvernehmliche Streitbelegung und 

bedeutet eine Anerkennung der engagierten Arbeit an den Gerichten.“ 

 

Das vom Deutschen Bundestag beschlossene „Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer 

Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung“ hätte die an Gerichten durchgeführten 

Mediationsverfahren nur noch für eine Übergangszeiten erlaubt. Damit wäre den Gerichten eine 

wichtige Möglichkeit zur einvernehmlichen Streitbeilegung genommen worden. Auf Antrag Hamburgs 

hat der Bundesrat deshalb den Vermittlungsausschuss von Bundestag und Bundesrat angerufen. In 

den anschließenden Verhandlungen koordinierte Hamburg die Position der zehn SPD-geführten 

Justizressorts. 

 

In Hamburg wird die gerichtliche Mediation seit mehreren Jahren als ein freiwilliges Verfahren 

angeboten. Der Rechtsstreit wird auf Wunsch der Parteien an Richterinnen und Richter mit einer 

speziellen Mediationsausbildung überwiesen. Im Jahr 2011 war dies in 290 Verfahren an Hamburger 

Gerichten der Fall. Die Erfolgsquote lag beim Amtsgericht Hamburg bei 80 Prozent. 

 

Staatsrat Dr. Ralf Kleindiek: „Wenn sich bei Gericht herausstellt, dass der Streit zwischen den 

Parteien mit dem herkömmlichen Prozess allein nicht gelöst werden kann, dann ist die gerichtliche 

Mediation eine sehr gute Alternative. Sie hilft den Menschen, ihre Konflikte beizulegen und stärkt das 

Vertrauen in unsere Justiz.“ 

 

Die Änderung des Mediationsgesetzes muss am Mittwoch noch vom Vermittlungsausschuss bestätigt 

werden. Nach erneuter Beschlussfassung durch Bundestag und Bundesrat kann das Gesetz dann in 

Kürze in Kraft treten. 

 

 
Kontakt: 
Pia Böert 

Behörde für Justiz und Gleichstellung, Pressestelle 
Tel. 040 42843 3143, Mobil: 0172 4327953, Fax: 040 427943 258 

E-Mail: pressestelle@justiz.hamburg.de 
 

 

mailto:pressestelle@justiz.hamburg.de
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29. Juni 2012/bjg29 

 

Hamburgs Justizsenatorin Schiedek begrüßt 

Verabschiedung des Mediationsgesetzes 

 

Bundestag und Bundesrat stimmen Einigungsvorschlag des Vermittlungsausschusses zur Fortführung 

der gerichtlichen Mediation zu 

 

Nach einem langen und wechselvollen Gesetzgebungsverfahren haben Bundestag und Bundesrat das 

„Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung“ 

verabschiedet. Mit dem neuen Mediationsgesetz, das eine EU-Richtlinie umsetzt, erfährt die 

Streitschlichtung in Deutschland erstmals eine gesetzliche Regelung. Das Gesetz regelt in erster Linie 

die Förderung der außergerichtlichen Streitbeilegung. Zudem wird aber auch die gerichtsinterne 

Mediation ausdrücklich prozessual verankert. Hamburgs Justizsenatorin Jana Schiedek: „Das neue 

Mediationsgesetz  ist ein überzeugendes Gesamtpaket. Außergerichtliche Konfliktlösungen und 

gerichtsinterne Mediation ergänzen sich in sinnvoller Weise. So helfen wir den Menschen, ihre 

Konflikte beizulegen, und stärken das Vertrauen in unsere Justiz.“ 

 

Justizsenatorin Jana Schiedek weiter: „Ich freue mich, dass es uns gelungen ist, die gerichtliche 

Mediation auch in Hamburg dauerhaft zu sichern. Der Kompromiss, den wir im Vermittlungsverfahren 

erzielt haben, ist ein großer Erfolg.“ Denn der ursprünglich vom Bundestag beschlossene 

Gesetzesentwurf hätte das Ende für die gerichtsinterne Mediation – auch in Hamburg – bedeutet. 

Damit wäre den Gerichten eine wichtige Möglichkeit zur einvernehmlichen Streitbeilegung genommen 

worden. Deshalb hatte der Bundesrat auf Antrag Hamburgs den Vermittlungsausschuss von 

Bundestag und Bundesrat angerufen. 

 

Der nun erzielte Kompromiss sieht die Einführung des Güterichtermodells vor. Der Güterichter kann 

alle Methoden der Konfliktbeilegung einschließlich der Mediation einsetzen. Justizsenatorin Jana 

Schiedek: „Ziel des Gesetzgebers war die Einführung eines erweiterten Güterichtermodells. Mit dem 

erfolgreichen Vermittlungsverfahren und der Entscheidung über die Fortführung der gerichtsinternen 

Mediation ist dieses Ziel erreicht.“ 

 

Hamburg unterstützt dabei ausdrücklich das Bemühen des neuen Mediationsgesetzes um die 

Förderung der außergerichtlichen Streitbeilegung. „Die Gesellschaft muss Mittel und Wege finden, um 
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ihre Konflikte zu lösen. Dies erreichen wir am besten, indem wir unterschiedliche 

Lösungsmechanismen anbieten. Die alternative Streitbeilegung ist ein wichtiges Instrument zur 

Förderung des Rechtsfriedens und hat auch in Hamburg große Bedeutung. Mit dem Verein 

„MediationsZentraleHamburg“  haben wir eine zentrale Anlaufstelle zur Förderung alternativer 

Streitbeilegung in der Hansestadt geschaffen“, so Justizsenatorin Jana Schiedek. 

 

 

 

Kontakt: 

Pia Böert 

Behörde für Justiz und Gleichstellung, Pressestelle 

Tel. 040 42843 3143, Mobil: 0172 4327953, Fax: 040 427943 258 

E-Mail: pressestelle@justiz.hamburg.de 

 

mailto:pressestelle@justiz.hamburg.de
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25. Juni 2012/bsb25 

 

8.211 Schülerinnen und Schüler bestehen das Abitur – 111 davon 

mit der Traumnote 1,0 

 

Nach der vorläufigen Abiturerhebung der Schulbehörde haben an Stadtteilschulen, Gymnasien, 

Beruflichen Gymnasien sowie weiteren Schulen insgesamt 8.211 Schülerinnen und Schüler das Abitur 

bestanden (7.699 an staatlichen und 512 an Schulen in freier Trägerschaft). 

 

Davon haben 1.905 Schülerinnen und Schüler an Stadtteilschulen, 5.041 an Gymnasien, 657 an 

Beruflichen Gymnasien sowie 608 an anderen Schulen (Abend-, Aufbaugymnasium, Hansakolleg, 

Doppeltqualifizierender Bildungsgang) die Prüfungen bestanden. 

 

111 Schülerinnen und Schüler an 61 Schulen haben mit der Traumnote 1,0 abgeschlossen, 

Spitzenreiter in diesem Jahr ist das Christianeum (Othmarschen), an dem gleich 6 Schüler/innen mit 

1,0 bestanden haben. Schulleiterin Diana Amann ist begeistert: „Das Christianeum hatte einen sehr 

starken Abitur-Jahrgang, mit wirklich exzellenten Leistungen.“ 

 

1.886 Schülerinnen und Schüler bestanden die Abiturprüfungen mit einer Durchschnittsnote bis 1,9 

(23% des Abiturjahrgangs). Kein Abiturient hat mit der schlechtest möglichen Note 4,0 bestanden.  

 

Die größte Anzahl von Abiturienten gibt es in diesem Jahr am Carl von Ossietzky-Gymnasium 

(Poppenbüttel, 151, für die Gymnasien) und an der Stadtteilschule Harburg (190, für die 

Stadtteilschulen). 

 

344 Schülerinnen und Schüler haben die Abitur-Prüfung nicht bestanden (4,2% des Jahrgangs; Vorjahr  

326), davon 87 an Stadtteilschulen, 143 an Gymnasien und 114 an anderen Schulen.  

 

269 Schülerinnen und Schüler wiederholten die Abiturprüfung (Vorjahr 192), davon 31 an 

Stadtteilschulen und 212 an  Gymnasien. 

 

Die durchschnittliche Abiturnote liegt in diesem Jahr an Stadtteilschulen bei  2,6, an Aufbaugymnasien  

bei 2,9, an Beruflichen Gymnasien bei 2,7 und an Gymnasien bei 2,4 (Vorjahr jeweils identisch). 
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Schulsenator Ties Rabe gratulierte den erfolgreichen Schülerinnen und Schülern sehr herzlich: 

„Es freut mich, dass die Zahl der Abiturienten noch einmal leicht zugenommen hat. Dass die 

Stadtteilschulen vielen Schülern neue Chancen eröffnen zeigt sich auch daran, dass wieder 

viele Schüler hier ihr Abitur abgelegt haben.“ 

 

Hinweis: Weitere Merkmale wie Geschlecht, Migrationshintergrund u.ä. werden erst mit 

Veröffentlichung der Herbststatistik für 2012 zur Verfügung stehen. 

 

Für Rückfragen der Medien: 

Peter Albrecht, Pressesprecher 

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Tel: (040) 4 28 63 – 2003 

E-Mail: Peter.Albrecht@bsb.hamburg.de, Internet: www.hamburg.de/bsb 

 

mailto:Peter.Albrecht@bsb.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bsb
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28. Juni 2012/bsu28  

 

 

Ein Jahr Weltnaturerbe Hamburgisches Wattenmeer 

Neue Infosäule informiert über besonderen Lebensraum  

 

Am 27. Juni  2011, hat das UNESCO Welterbekomitee in Paris  den Nationalpark Hamburgisches 

Wattenmeer als Teil des Weltnaturerbe Wattenmeer in die Liste der Welterbestätten der Menschheit 

eingeschrieben. Damit hat auch Hamburgs Exklave rund um die Insel Neuwerk den Titel eines 

herausragenden universellen Wertes für die gesamte Menschheit erhalten. 

Über eine neue, interaktive Infosäule können alle Hamburgerinnen und Hamburger ab heute mehr über 

den einzigartigen Lebensraum Wattenmeer erfahren. So zum Beispiel, warum Millionen von Zugvögeln 

hier eine Zwischenrast einlegen oder warum sich der Wattwurm im Matsch so wohl fühlt.  Die neue 

Infosäule zum Weltnaturerbe Hamburgisches Wattenmeer steht im Eingangsbereich der Behörde für 

Stadtentwicklung und Umwelt an der Stadthausbrücke 8. Ergänzt wird die Säule durch einen Stand mit 

Informationsbroschüren über die bislang einzige hamburgische Welterbestätte. Eine weitere 

Informationssäule wird auch in die Nationalpark-Ausstellung auf der Insel Neuwerk integriert. 

 

 

 

Mehr dazu im Internet unter: www.nationalpark-wattenmeer.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kontakt: Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, Frank Krippner, T: (040) 42840-2051;  pressestelle@bsu.hamburg.de 

 

http://www.nationalpark-wattenmeer.de/
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28. Juni 2012/bwf28 

Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt besucht 
Forschungsschiff „MS Wissenschaft 2012“  

Hamburger Exzellenzcluster CliSAP auf schwimmender Ausstellung mit 

interaktivem Simulationsspiel „StadtKlimaArchitekt“ vertreten 

 

Wie können wir unsere Städte auf intelligente Weise an die ökologischen Herausforderungen der 

Zukunft anpassen? Dieser Frage widmet sich die schwimmende Ausstellung „Zukunftsprojekt Erde“ auf 

dem Forschungsschiff „MS Wissenschaft“, das im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und 

Forschung unterwegs ist. Vom 26. bis 29. Juni 2012 hat es seine Leinen im Traditionsschiffhafen am 

Sandtorkai festgemacht.  
 

Hamburgs Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt hat die „MS Wissenschaft“ am heutigen 

Donnerstag besucht, um sich persönlich ein Bild von der Ausstellung zu machen. Dabei besichtigte sie 

auch den Beitrag des Hamburger Exzellenzcluster „Integrated Climate System Analysis and Prediction“ 

(CliSAP), das im Rahmen der Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder gefördert wird. CliSAP-

Geschäftsführerin Anke Allner und dessen wissenschaftlicher Koordinator Ingo Harms erläuterten vor 

Ort die interaktive Simulation „StadtKlimaArchitekt“, mit der die Besucherinnen und Besuchern auf 

spielerische Art und Weise eine klimaoptimale Stadt entwerfen können. Senatorin Dr. Dorothee 

Stapelfeldt: „Ich freue mich, dass die, MS Wissenschaft„ auch in diesem Jahr wieder in Hamburg 

Station macht und die Hansestadt mit dem innovativen Ausstellungsbeitrag des Exzellenzclusters 

CliSAP auf so eindrückliche Weise vertreten ist.“ 
 

Das Exzellenzcluster CliSAP ist Kern des KlimaCampus Hamburg, einem Verbund von Universität 

Hamburg, dem Max-Planck-Institut für Meteorologie, dem Deutschen Klimarechenzentrum, dem 

Helmholtz-Zentrum Geesthacht sowie weiteren Einrichtungen. Das Thema Stadtklima ist ein 

besonderer Forschungsschwerpunkt von CliSAP.  
 

Fotos von dem Termin können ab 16.30 Uhr im Internet rechtefrei unter http://www.hamburg.de/bwf 

heruntergeladen werden.  
 

Weitere Informationen im Internet unter: 
www.ms-wissenschaft.de 

www.klimacampus.de/clisap0.html 
 

Rückfragen: 
Dr. Alexander von Vogel 

Behörde für Wissenschaft und Forschung 
Pressestelle 

Tel.: 040 / 42863-2322, Mobil.: 0171 / 3882432 
Fax: 040 / 4279-75205, E-Mail: alexander.vonvogel@bwf.hamburg.de 

http://www.hamburg.de/bwf
http://www.ms-wissenschaft.de/
http://www.klimacampus.de/clisap0.html
mailto:alexander.vonvogel@bwf.hamburg.de
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29. Juni 2012/bwf29 

Bürgermeister Olaf Scholz und Wissenschaftssenatorin Dr. 
Dorothee Stapelfeldt gratulieren Hamburger Exzellenzclustern 

Rathausempfang mit Preisträgern der Exzellenzinitiative des Bundes und der 

Länder zur Förderung von Wissenschaft und Forschung 

 

Die beiden Hamburger Forschungsschwerpunkte Klimawissenschaften und physikalische 

Strukturforschung sind exzellent. Beide Hamburger Anträge konnten sich gegen starke bundesweite 

Konkurrenz durchsetzen. Der Exzellenzcluster “Hamburg Centre for Ultrafast Imaging – CUI” für 

physikalische Strukturforschung wird vom 1. November 2012 erstmalig durch die Exzellenzinitiative von 

Bund und Ländern gefördert. Die bisherige Förderung des Klimaforschungs-Clusters „Integrated 

Climate System Analysis and Prediction“ (CliSAP) wird verlängert.  
 

Hamburgs Erster Bürgermeister Olaf Scholz und Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt 

gratulierten Vertreterinnen und Vertretern der Hamburger Exzellenzcluster hierzu am heutigen 

Freitagvormittag im Beisein des Präsidenten der Universität Hamburg, Prof. Dr. Dieter Lenzen, bei 

einem Empfang im Hamburger Rathaus. Bürgermeister Olaf Scholz: „Der doppelte Erfolg bei der 

Exzellenzinitiative zeigt, dass Hamburg in der Forschung dann besonders erfolgreich ist, wenn 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler übergreifend miteinander kooperieren: Hochschulen mit 

außeruniversitären Einrichtungen, Hamburg mit Geesthacht und verschiedene Disziplinen miteinander. 

Mein Dank gilt allen beteiligten Personen und Einrichtungen.“ Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee 

Stapelfeldt: „Ich freue mich außerordentlich, dass Hamburg künftig mit zwei Spitzenclustern in der 

Exzellenzinitiative vertreten ist. Dieser Erfolg zeigt, dass die Schwerpunktsetzung der Universität 

Hamburg in der Forschung und die damit verbundenen Investitionen der Stadt Früchte tragen.“ 
 

Hintergrund:  
 

Die Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder zur Förderung von Wissenschaft und Forschung 

an deutschen Hochschulen ist eine gemeinschaftliche Initiative des Bundes und der 16 deutschen 

Länder. Ziel ist es, den Wissenschaftsstandort Deutschland dauerhaft zu stärken, seine internationale 

Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern und Spitzenleistungen im Universitäts-und Wissenschaftsbereich 

sichtbarer zu machen. Der Exzellenzcluster CliSAP zur Klimaforschung ist Kern des KlimaCampus 

Hamburg, einem Verbund von Universität Hamburg, dem Max-Planck-Institut für Meteorologie, dem 

Deutschen Klimarechenzentrum, dem Helmholtz-Zentrum Geesthacht, dem Bundesamt für 

Seeschifffahrt und Hydrographie sowie dem Deutschen Wetterdienst. Der Exzellenzcluster CUI ist ein 

Forschungsverbund Hamburger Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität Hamburg, 

dem DESY, der Max-Planck Gesellschaft, dem Centre for Free Electron Laser Research (CFEL), dem 

European X-Ray Free-Electron Laser (European XFEL) sowie weiterer Einrichtungen. Gegenstand der 

Forschung ist es, die Bewegung von elementaren Bausteinen der Natur – wie etwa Atomen, Molekülen 

und Elektronen in Festkörpern – bei der Entstehung oder dem Aufbruch einer chemischen Verbindung 

direkt beobachten zu können.  
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Um erfolgreiche Kooperationen in der Wissenschaft im gesamten norddeutschen Raum zu würdigen 

und über die Ländergrenzen hinaus sichtbar zu machen, wird ab 2012 erstmals der Norddeutsche 

Wissenschaftspreis ausgelobt, der gemeinsam von den Wissenschaftsministerien der Länder 

Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Schleswig-Holstein, der Freien Hansestadt Bremen und 

der Freien und Hansestadt Hamburg, die 2012 als erstes ausrichtendes Bundesland ist, vergeben wird. 
 

Fotos von dem Termin können ab 12.30 Uhr im Internet rechtefrei unter http://www.hamburg.de/bwf/ 

heruntergeladen werden.  

 

Weitere Informationen im Internet unter: 

http://www.cui.uni-hamburg.de/ 

http://www.klimacampus.de/clisap0.html 

http://www.bmbf.de/1321.php 

http://norddeutscher-wissenschaftspreis.hamburg.de/ 

 

 

Rückfragen: 

 

Dr. Alexander v. Vogel 

Behörde für Wissenschaft und Forschung, Pressestelle 

Tel.: 040 / 42863-2322, Mobil.: 0171 / 3882432 

Fax: 040 / 4279-75205, E-Mail: alexander.vonvogel@bwf.hamburg.de 

 

http://www.hamburg.de/bwf/
http://www.cui.uni-hamburg.de/
http://www.klimacampus.de/clisap0.html
http://www.bmbf.de/1321.php
http://norddeutscher-wissenschaftspreis.hamburg.de/
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Elektronisches Hafengeld in Hamburg 

Reeder und Agenten können Hafengelderklärung ab sofort elektronisch abgeben. 

 

Hamburg, 28. Juni 2012/hpa28 – Die Hamburg Port Authority (HPA) führt ein neues elektronisches 

System zur Abgabe von Hafengelderklärungen ein. Damit wird die gesamte Abwicklung des 

Hafengeldprozesses vereinfacht.  

 

Ab 1. Juli können die Reeder und Agenten Hafengelderklärungen elektronisch über das Webportal 

„MUST-HAVE“ (maritime user service tool for Hamburg vessel calls) abgeben. Das von DAKOSY 

entwickelte Portal greift dabei auf bereits vorhandene Schiffs- sowie Im- und Exportdaten aus anderen 

Hafendatenbanken zurück. Diese werden automatisch zusammengefasst und den Nutzern im 

Webportal zur Verfügung gestellt. Dort können diese die Daten kontrollieren, ändern und die 

notwendige Hafengelderklärung direkt an die HPA übermitteln. Dadurch entfällt zukünftig sowohl bei 

Hafennutzern als auch bei der HPA ein Teil des organisatorischen Aufwandes.  

 

Kunden die noch nicht über einen direkten Datenaustausch mit dem Hamburger Hafen verfügen, 

können Ihre Daten auch direkt in das Webportal eingeben. Parallel ist auch noch das bisherige 

Übermittlungsverfahren in Papierform oder per E-Mail gültig.  

 

Vor rund einem Jahr hat die HPA zusammen mit Reedern und Schiffsagenten die Idee für diese neuen 

Kommunikationswege entwickelt. Die HPA hat daraufhin DAKOSY mit der Konzipierung und 

Umsetzung beauftragt. Das System wurde interessierten Kunden im März vorgestellt und 

zwischenzeitlich getestet. Es liegt bereits eine Fülle von Anfragen potentieller Nutzer vor, welche sich 

an die üblichen Kontaktpunkte wenden können.  

 

Hamburg hat sich in den vergangenen Jahren bereits eine führende Rolle bei der digitalen Vernetzung 

des Hafens erarbeitet und bietet nun weltweit als einer der ersten Häfen diesen neuen Service.   

 

Hafennutzungsentgelte 

Hafennutzungsentgelte sind eine der wesentlichen Einkommensquellen der HPA und werden den 

Reedereien für die Nutzung des Hamburger Hafens in Rechnung gestellt. 2011 hat die HPA hiermit 48 

Millionen Euro eingenommen.  

 

Weiter führt die HPA ab dem 1. Juli wie angekündigt mit der Umschlagskomponente eine weitere 

Größe für die Bemessung des Hafengeldes ein. Bisher war allein die Schiffsgröße ausschlaggebend. 

Dies wird zu einer Absenkung des Hafengeldes für Schiffe mit geringen Umschlagsmengen führen. Die 
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HPA kommt damit einer Forderung von Reedereien und Schiffsmaklern nach, die während der letzten 

Wirtschaftskrise eine stärkere Berücksichtigung der Umschlagsmengen gefordert hatten.  

 

Die Hamburg Port Authority betreibt seit 2005 ein zukunftsorientiertes Hafenmanagement aus einer Hand. Als Anstalt öffentlichen Rechts ist die HPA 

verantwortlich für die effiziente, Ressourcen schonende und nachhaltige Vorbereitung und Durchführung von Infrastrukturmaßnahmen im Hafen. Die HPA ist 

Ansprechpartner für alle Fragen der wasser- und landseitigen Infrastruktur, der Sicherheit des Schiffsverkehrs, der Hafenbahnanlagen, des 

Immobilienmanagements und der wirtschaftlichen Bedingungen im Hafen. Dazu stellt die HPA die erforderlichen Flächen bereit und übernimmt alle hoheitlichen 

Aufgaben und hafenwirtschaftlichen Dienstleistungen. www.hamburg-port-authority.de 

 

Pressekontakt: HPA Hamburg Port Authority | Pressestelle | Tel.: +49 40 42847-2300 | pressestelle@hpa.hamburg.de 

 

mailto:pressestelle@hpa.hamburg.de

